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(2) Nach Feststellung der Übernahme in den Zivildienst 
unterliegen diese Bürger bis zum Zeitpunkt der Beendigung 
des Zivildienstes der Mitteilungspflicht gegenüber dem Di­
rektor des Amtes für Arbeit des Rates des Kreises.

(3) Die Mitteilungspflicht umfaßt:
a) die Änderung des Namens,
b) die Änderung der Arbeitsstelle, der ausgeübten Tätig­

keit oder der Ausbildung,
c) ärztlich festgestellte schwere Störungen der Gesundheit 

und Einschränkungen der Leistungsfähigkeit,
d) den Zeitpunkt der beabsichtigten Aufnahme und die 

voraussichtliche Dauer eines Hoch- oder Fachschulstu­
diums,

e) den Wegfall von Gründen, die eine zeitweilige Zurück­
stellung vom Zivildienst bewirkt haben,

f) die zeitweilige Ausreise aus der DDR, sofern diese Aus­
reise für länger als 2 Monate vorgesehen ist.

(4) Die Mitteilungspflicht ist schriftlich zu erfüllen.
(5) Der Direktor des Amtes für Arbeit des zuständigen Ra­

tes des Kreises kann das persönliche Erscheinen von Zivil­
dienstpflichtigen anordnen, wenn das zur Ergänzung der Per­
sonalunterlagen oder zur Klärung von Problemen, die den 
Zivildienst betreffen, erforderlich ist. Der Aufforderung zum 
persönlichen Erscheinen im Amt für Arbeit ist Folge zu lei­
sten.

§9
Feststellung der gesundheitlichen Eignung

Vor Heranziehung zum Zivildienst ist die gesundheitliche 
Eignung des Zivildienstpflichtigen für die vorgesehene kon­
krete Tätigkeit zu prüfen. Der Direktor des Amtes für Arbeit 
des Rates des Kreises veranlaßt dazu eine ärztliche Unter­
suchung.

§ 10
Heranziehung

(1) Die Heranziehung zum Zivildienst erfolgt durch Dienst­
bescheid des Direktors des Amtes für Arbeit des Rates des 
Kreises. Der Dienstbescheid enthält die Zeit des Dienstan­
tritts und des regulären Dienstendes, den Namen der Ein­
richtung, in der der Zivildienst zu leisten ist, sowie einen Hin­
weis über Rechtsfolgen der Nichtbefolgung des Dienstbeschei­
des. Eine Beschwerde gegen Festlegungen des Dienstbeschei­
des ist innerhalb 1 Woche ab Erhalt des Dienstbescheides beim 
Amt für Arbeit und Löhne des zuständigen Rates des Bezir­
kes einzulegen. Sie ist nur dann zulässig, wenn mit dem 
Dienstbescheid gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen 
wurde. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 
Eine Entscheidung ergeht innerhalb von 2 Wochen, sie ist 
endgültig.

(2) Durch den Dienstbescheid wird ein Dienstverhältnis mit 
dem Amt für Arbeit des Rates des Kreises begründet. Das 
Dienstverhältnis beginnt mit dem im Dienstbescheid ge­
nannten Zeitpunkt. Für die Dauer des Dienstverhältnisses 
darf der Zivildienstleistende nur mit Zustimmung des Direk­
tors des Amtes für Arbeit des Rates des Kreises die im Dienst­
bescheid genannte Einrichtung wechseln.

(3) Die Heranziehung von Studienbewerbern zum Zivil­
dienst erfolgt vor dem Studienbeginn, soweit nicht das Stu­
dium vor Beginn des 18. Lebensjahres aufgenommen wird.

Allgemeine Dienstpflichten

§11
(1) Zivildienstleistende besitzen die Grundrechte und 

Grundpflichten nach der Verfassung der Deutschen Demokra­
tischen Republik. Die sich aus den Erfordernissen des Zivil­
dienstes ergebenden konkreten Rechte und Pflichten sind 
durch den Minister für Arbeit und Löhne in einer Dienstord­
nung zu regeln.

(2) . Zivildienstleistende haben der Dienstordnung und den
Rechtsvorschriften und normativen Weisungen, die

in der jeweiligen Einrichtung gelten, Folge zu leisten und ihre 
Aufgaben gewissenhaft und initiativreich zu erfüllen.

§ 12
(1) Bürger, die zum Zivildienst herangezogen werden, lei­

sten keinen Fahneneid und kein Gelöbnis.

(2) Bürger, die Wehrdienst oder einen Dienst, der der Ab­
leistung des Wehrdienstes entspricht, leisten bzw. geleistet 
haben, sind mit der Feststellung der Übernahme in den Zi­
vildienst von ihrem Fahneneid bzw. Diensteid oder Gelöbnis 
entbunden.

§ 13
Organisation und Leitung

(1) Der Minister für Arbeit und Löhne plant und organi­
siert in Abstimmung mit den Leitern der zuständigen staat­
lichen und nichtstaatlichen Organe und Einrichtungen die 
Heranziehung und den Einsatz der Zivildienstleistenden.

(2) Der Minister für Arbeit'und Löhne beruft einen Beirat 
zu Fragen des Zivildienstes, der ihn in allen Fragen des Zivil­
dienstes berät und die demokratische Kontrolle ausübt.

(3) Die Zivildienstleistenden unterstehen in disziplinari­
scher Hinsicht dem Leiter der Einrichtung, in der sie Dienst 
leisten. Dieser legt den Dienst entsprechend den Erfordernis­
sen des täglichen Arbeitsablaufes der betreffenden Einrich­
tung fest.

§ 14
Änderung des Dienstbescheides

(1) Zivildienstleistende können aus dienstlichen Gründen 
oder bei Vorliegen schwieriger persönlicher Verhältnisse an 
einen anderen Dienstplatz versetzt werden. Die Entscheidung 
darüber trifft der Direktor des Amtes für Arbeit des Rates 
des Kreises, der den Dienstbescheid erteilt hat, durch Ände­
rung des Dienstbescheides.

(2) Bei Ablehnung von Anträgen auf Versetzung auf Grund 
schwieriger persönlicher Verhältnisse kann gemäß §§ 18 und 
19 verfahren werden.

§15
Versorgung und Unterbringung

(1) Die Zivildienstleistenden haben Anspruch auf materielle 
und finanzielle Versorgung, auf medizinische Betreuung so­
wie auf Urlaub wie Soldaten im Grundwehrdienst. Das gilt 
auch für die finanzielle Versorgung und soziale Betreuung 
der Unterhaltsberechtigten.

(2) Alle Ansprüche aus dem Zivildienstverhältnis sind de­
nen, die sich aus dem Grundwehrdienst ergeben, gleichge­
stellt.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Ansprüche sind 
in der Dienstordnung zu konkretisieren und notwendige An­
passungen bestehender Rechtsvorschriften vorzunehmen.

(4) Die Unterbringung der Zivildienstleistenden erfolgt 
durch die Einrichtung, in der der Zivildienst geleistet wird, 
sofern Standort der Einrichtung und Wohnort des Zivildienst­
leistenden nicht in räumlicher Nähe liegen.

§ 16 
Entlassung

(1) Die Entlassung aus dem Zivildienst erfolgt nach Ablauf 
der im § 3 Absätze 1 und 2 festgelegten Zeitdauer.

(2) Eine vorzeitige Entlassung kann aus gesundheitlichen 
Gründen oder wegen zeitweiliger Zurückstellung gemäß § 6 
erfolgen. Über Anträge auf vorzeitige Entlassung entscheidet 
die Kommission gemäß § 17.

(3) Der Zivildienst verlängert sich bei unberechtigtem Fern­
bleiben vom Dienst für die Dauer von 6 bis 24 Stunden um 
jeweils einen Tag.

(4) Wird während des Zivildienstes der Vollzug einer Frei­
heitsstrafe angeordnet, ist die Dauer des Zivildienstes ent­
sprechend zu verlängern.


